Gesetzessammlung des Kantons St.Gallen 741.1

Energiegesetz
vom 26. Mai 2000 (Stand 1. Januar 2015)

Der Grosse Rat des Kantons St.Gallen

hat von der Botschaft der Regierung vom 19. Oktober 1999' Kenntnis genommen
und

erlasst

als Gesetz:?

I. Allgemeine Bestimmungen (1.)

Art. 1% Zweck
a) Grundsatz

! Dieses Gesetz bezweckt die Umsetzung einer nachhaltigen Energiepolitik durch:

a) Forderung einer ausreichenden, wirtschaftlichen, umweltschonenden und si-
cheren Energieversorung;

b) Sparen von Energie;

c) eine rationelle und umweltschonende Verwendung von Energie;

d) Verminderung der Abhédngigkeit von einzelnen Energietragern;

e) Regelung des Vollzugs der eidgendssischen Energiegesetzgebung.

Art. la* b) Forderung erneuerbarer Energie

! Erneuerbare Energie, wie Wasserkraft, Sonnenenergie, Geothermie, Umgebungs-
wirme, Windenergie, Energie aus Biomasse und aus Abfillen aus Biomasse, wird
besonders gefordert.

2Der Kanton trifft Massnahmen, damit der Endverbrauch an Energie aus Bio-
masse, Biogas, Sonne, Wind und Geothermie im Jahr 2020 im Kanton St.Gallen
wenigstens 1200 GWh betragt.

—

AB1 1999, 2537 ff.

2 Abgekiirzt EnG. nGS 36-56. Vom Grossen Rat erlassen am 11. April 2000; nach unbeniitzter
Referendumsfrist rechtsgiiltig geworden am 26. Mai 2000; Art. 14 bis 17 in Vollzug ab 1. Ja-
nuar 2001, iibrige Bestimmungen in Vollzug ab 1. Juli 2001.

nGS 36-56
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Art. 2 Planung
! Die Planung der Energieversorgung richtet sich nach dem Baugesetz.
Art. 2a*  Energiekonzept
a) Kanton
! Die Regierung erstellt ein kantonales Energiekonzept.

2 Sie legt fest:
a) die angestrebte Entwicklung von Energieversorgung und Energienutzung;
b) die notwendigen Massnahmen.

? Sie berichtet dem Kantonsrat regelmassig iiber den Erfolg der Massnahmen.

Art. 2b* b) Gemeinden

! Die politische Gemeinde mit wenigstens 7000 Einwohnerinnen und Einwohnern
erstellt ein angemessenes Energiekonzept. Sie kann diese Aufgabe regional erfiil-
len.

2 Sie halt insbesondere fest:

a) den gegenwirtigen und kiinftigen Wéarmebedarf;

b) die vorhandenen und erschliessbaren Warmequellen;
c) die angestrebte Warmeversorgung;

d) die notwendigen Massnahmen.

3 Sie berticksichtigt das kantonale Energiekonzept.

Art. 2c* c) Auskunftspflicht

! Energieversorgungsunternehmen erteilen Kanton und politischer Gemeinde die
fir den Vollzug dieses Gesetzes erforderlichen Auskiinfte.

Art. 3* Erhebungen

! Kanton und politische Gemeinde konnen zu Planungszwecken und im Rahmen
von Forderungsprogrammen Erhebungen tiber den Energieverbrauch durchfiih-
ren.
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II. Bauten und Anlagen @)
1. Bauten (2.1.)
Art. 4% Anforderungen

a) Grundsatz

! Neubauten und Umbauten erfiillen die Anforderungen an eine sparsame und ra-
tionelle Energieverwendung.

2Die Regierung regelt die Anforderungen und deren Nachweis durch Verord-
nung. Sie beriicksichtigt den Stand der Technik und die Wirtschaftlichkeit. Sie
kann insbesondere Energiekennzahlen vorschreiben sowie Normen, Empfehlun-
gen und Richtlinien privater Vereinigungen verbindlich erkléaren.

3 Kein Nachweis ist erforderlich bei Umbauten und Umnutzungen, wenn die vor-
aussichtlichen Baukosten hochstens Fr.200000.- und gleichzeitig hochstens
30 Prozent des aktuellen Gebdudezeitwerts betragen.

*In Sondernutzungspldnen koénnen fiir Neubauten weitergehende energetische
Anforderungen verbindlich erklart werden.
Art. 5 b) nicht erneuerbare Energien

" Neubauten werden so ausgeriistet, dass hochstens 80 Prozent des zuldssigen
Energiebedarfs fiir Heizung und Warmwasser mit nicht erneuerbaren Energien
gedeckt sind.

2 Die Regierung regelt die Ausnahmen durch Verordnung.
Art. 6 Behandlung
a) als Neubaute

! Anbauten, Aufbauten und neubauartige Umbauten gelten als Neubauten.

Art. 7 b) als Umbaute

! Ersatz und Anderung energetisch wichtiger Bauteile, wie Aussenwinde, Décher,
Fenster und haustechnische Anlagen, sowie energetisch relevante Umnutzungen
gelten als Umbauten.

2 Die Regierung regelt die Ausnahmen durch Verordnung.
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Art. 8* Wirmekostenabrechnung
a) Einrichtungen

' Einrichtungen fiir die Erfassung des individuellen Warmeverbrauchs fir Hei-

zung und Warmwasser werden erstellt:

a) ab sieben Nutzeinheiten in neuen Einzelbauten und Gebdudegruppen mit
zentraler Wiarmeversorgung;

b) ab neun Nutzeinheiten in bestehenden Einzelbauten bei der Gesamterneue-
rung des Heizungs- und Warmwassersystems.

2 Wird von wenigstens einer Baute einer bestehenden Gebdudegruppe die Gebéu-
dehiille zu mehr als drei Vierteln erneuert, wird der Heizwédrmeverbrauch fiir je-
des Gebaude gesondert ermittelt und abgerechnet.

3 Die Regierung regelt die Ausnahmen von der Pflicht zur Erstellung der Einrich-
tungen durch Verordnung.

Art. 9 b) Pflicht zur Abrechnung

!In Bauten und Gebdudegruppen mit Ausriistungspflicht werden die Kosten fiir
den Wirmeverbrauch zu wenigstens 60 Prozent nach dem gemessenen Verbrauch
der einzelnen Nutzeinheit abgerechnet.

Art. 9a* Ferienhduser

'In nur zeitweise bewohnten Neubauten werden Einrichtungen zur Regelung der
Raumlufttemperatur iiber Fernmeldedienste erstellt.

2 In bestehenden Bauten werden die Einrichtungen erstellt:
a) bei Mehrfamilienhdusern, wenn das Heizverteilsystem erneuert wird;
b) bei Einfamilienhdusern, wenn die Anlage zur Warmeerzeugung ersetzt wird.

3 Die Einrichtung erlaubt es, die Raumlufttemperatur fiir jede Wohneinheit auf
wenigstens zwei Stufen einzustellen.

2. Anlagen (2.2)

Art. 10*  Bewilligungspflicht

! Bewilligungspflichtig nach diesem Gesetz sind Erstellung, Anderung und Ersatz
von:

a)

b) thermischen Elektrizitdtserzeugungsanlagen;

c) ortsfesten elektrischen Widerstandsheizungen;

d) Heizungen im Freien;

e) beheizten Freiluftbddern mit wenigstens 8 m® Inhalt.



741.1

2 Die Regierung regelt die Ausnahmen durch Verordnung, insbesondere fiir Anla-
gen mit einer geringen Leistung oder Betriebsdauer.

Art. 11*

Art. 12 Thermische Elektrizititserzeugungsanlagen

! Die zustédndige Stelle des Kantons bewilligt:

a) mit fossilen Brennstoffen betriebene Elektrizititserzeugungsanlagen, wenn
der Energiebedarf nicht mittels erneuerbarer Energien sinnvoll gedeckt wer-
den kann und die Warme fachgerecht und vollstindig genutzt wird;

b) mit erneuerbaren Brennstoffen betriebene Elektrizititserzeugungsanlagen,
wenn die Warme fachgerecht und weitgehend genutzt wird.

Art. 12a*  Ortsfeste elektrische Widerstandsheizungen

! Ortsfeste elektrische Widerstandsheizungen werden bewilligt, wenn besondere
Verhiltnisse es erfordern.

2 Die Regierung regelt die Voraussetzungen durch Verordnung, insbesondere fiir
elektrische Widerstandsheizungen ohne Wasserverteilsystem und Notheizungen.

Art. 12b*  Heizungen im Freien

! Heizungen im Freien werden bewilligt, wenn sie ausschliesslich mit erneuerbarer
Energie oder nicht anders nutzbarer Abwérme betrieben werden.

2 Mit nicht erneuerbarer Energie betriebene Heizungen im Freien werden bewil-

ligt, wenn:

a) die Sicherheit von Personen und Sachen oder der Schutz technischer Einrich-
tungen es erfordert;

b) bauliche und betriebliche Massnahmen nicht ausfithrbar oder unverhaltnis-
mdssig sind;

c) sie mit einer temperatur- und feuchteabhingigen Regelung ausgeriistet sind.

Art. 12c*  Beheizte Freiluftbdder

! Beheizte Freiluftbader werden bewilligt, wenn sie ausschliesslich mit erneuerba-
rer Energie oder nicht anders nutzbarer Abwirme betrieben werden.

2 Die Beheizung mit elektrischer Warmepumpe ist zuldssig, wenn eine Abdeckung
der Wasserfliche gegen Wirmeverluste vorhanden ist.
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3. Gemeinsame Bestimmungen (2.3.)

Art. 13 Betrieb und Unterhalt

! Bauten und Anlagen sind so zu betreiben und zu unterhalten, dass eine sparsame
und rationelle Energieverwendung dauerhaft gewdhrleistet ist.

III. Forderung (3.

Art. 14* Weitergehende Massnahmen

! Kanton und politische Gemeinden treffen im eigenen Bereich weitergehende
Massnahmen.

2 Die Regierung kann Weisungen erlassen.

Art. 15*  Beteiligungen und Mitgliedschaften

! Der Kanton kann sich an der Finanzierung von juristischen Personen und Orga-
nisationen, die sich fiir eine sparsame und rationelle Energieverwendung einset-
zen, beteiligen und deren Mitglied werden.

Art. 16* Beitrdge
a) Ausrichtung

! Der Kanton kann Beitrége leisten an:
a) Erforschung und Erprobung erneuerbarer Energie;
b) Entwicklung von Energiesparmassnahmen.

2 Der Kanton leistet im Rahmen von Forderungsprogrammen Beitrédge von insge-

samt 5,4 Mio. Franken je Jahr an Massnahmen zu:*

1. sparsamer und rationeller Energienutzung, insbesondere zur Steigerung der
Energieeffizienz;

2. Nutzung erneuerbarer Energie;

3. Abwirmenutzung;

4% Aus- und Weiterbildung, Information, Beratung, Marketing und Vernetzung
im Energiebereich.

»is Globalbeitrage des Bundes erganzen die kantonalen Mittel und werden im Rah-
men der Férderungsprogramme nach Abs. 2 dieser Bestimmung ausgerichtet.*

2er Der Kantonsrat legt ein fiir mehrere Jahre geltendes Beitragsvolumen fest, das
im Durchschnitt wenigstens 5,4 Mio. Franken je Jahr betragt.*

® Die Regierung regelt die Voraussetzungen fiir Ausrichtung und Riickforderung
von Beitrdgen durch Verordnung.
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Art. 16a*  b) Finanzhilfen fiir energetische Gebdudesanierung

! Beitridge im Rahmen der Finanzhilfen des Bundes fiir die energetische Gebdudes-
anierung nach Art. 10 Abs. 1°* Bst. a des Bundesgesetzes tiber die Reduktion der
CO2-Emissionen vom 8. Oktober 1999° werden nach Massgabe der zwischen
Bund und Kanton festgelegten Programmvereinbarung ausgerichtet.

Art. 17% b) zustdindige Stelle des Kantons

! Die zustdndige Stelle des Kantons vollzieht die Vorschriften {iber Beitrige. Vor-
behalten bleiben die Ubertragung von Aufgaben und der Zustdndigkeit zum Erlass
von Verfiigungen an 6ffentlich-rechtliche Korperschaften, Anstalten oder Private.

IV. Besondere Bestimmungen (4.)
Art. 18 Grossverbraucher
a) Begriff

! Als Grossverbraucher gilt, wer einen jahrlichen Warmeverbrauch von mehr als
fiunf Gigawattstunden oder einen jéhrlichen Elektrizitidtsverbrauch von mehr als
0,5 Gigawattstunden aufweist oder diese Werte durch einen Zusammenschluss mit
anderen Verbrauchern erreicht.

Art. 19% b) Verpflichtung

' Die zustindige Stelle des Kantons kann Grossverbraucher verpflichten, ihren
Energieverbrauch zu analysieren und zumutbare Massnahmen zur Verbrauchsop-
timierung zu treffen.

2 Die Vorschrift wird nicht angewendet auf Grossverbraucher, die sich verpflich-
ten, Verbrauchsziele einzuhalten, welche die Regierung fiir die Entwicklung des
Energieverbrauchs vorgibt. In diesen Fillen kann die Regierung von der Pflicht
zur Einhaltung weiterer Vorschriften nach diesem Gesetz entbinden.

Art. 20*  ¢) Vereinbarungen

! Die zustdndige Stelle des Kantons schliesst Vereinbarungen ab.

2 Sie kann Vereinbarungen aufheben, wenn die Verbrauchsziele nicht eingehalten
werden.

3 SR641.71.


https://db.clex.ch/link/Bund/641.71/de
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Art. 21 Anschluss an Energieanlagen

! Die politische Gemeinde kann in Uberbauungs- und Gestaltungsplinen fiir um-
grenzte Gebiete den Anschluss von Bauten und Anlagen an Energieanlagen vor-
schreiben, wenn diese einer rationellen und umweltschonenden Energieproduk-
tion gerecht werden.

2 Sie kann fiir bestehende Bauten und Anlagen den Anschluss vorschreiben, wenn
erhebliche Umbauten, insbesondere von Heizungsanlagen, vorgenommen werden.

3 Sie ordnet Voraussetzungen und Kostenverteilung des Anschlusses durch Regle-
ment oder im Uberbauungs- oder Gestaltungsplan, soweit die Beteiligten sich
nicht durch privatrechtliche Vereinbarung einigen. Diese bedarf der Genehmi-
gung des Rates.

Art. 22 Gemeinsame Energieanlagen

! Die politische Gemeinde kann bei der Neuiiberbauung umgrenzter Gebiete im
Uberbauungs- oder Gestaltungsplan die Errichtung gemeinsamer Energieanlagen
vorschreiben, wenn diese einer rationellen und umweltschonenden Energiepro-
duktion gerecht werden.

Art. 22a*  Energetische Verwertung biogener Abfiille

! Die politische Gemeinde fiihrt gesondert gesammelte Griinabfille entsprechend
ihrer Eignung einer energetischen oder stofflichen Verwertung zu, soweit dies
technisch moglich und wirtschaftlich zumutbar ist.

Art. 23%

Art. 23a*  Gebdudeenergieausweis

! Die Regierung schafft durch Verordnung die Grundlagen fiir die Einfiihrung ei-
nes freiwilligen Gebdudeenergieausweises.

V. Vollzug (5.)

Art. 24 Verfiligungen

! Die Gemeindebehorde erldsst Verfiigungen nach diesem Gesetz, soweit keine be-
sonderen Vorschriften gelten.
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Art. 25*  Ausnahmebewilligungen

! Zustandige Stelle des Kantons und Gemeindebehorde bewilligen im Rahmen ih-

rer Zustandigkeit Ausnahmen, wenn:

a) die Anwendung der Vorschriften zu einer offensichtlichen Hérte oder zu ei-
nem unverhéltnismassigen Aufwand fiihrt;

b) die Erhaltung schutzwiirdiger Bauten oder zwingende bauphysikalische
Griinde es erfordern.

Art. 26* Vollzug durch Dritte
a) Grundsatz

! Kanton und politische Gemeinde konnen zum Vollzug der eidgenéssischen und
kantonalen Energiegesetzgebung 6ffentlich-rechtliche Kérperschaften und Anstal-
ten sowie Private beiziehen oder diesen Aufgaben iibertragen.

2 Die Regierung kann durch Verordnung Anforderungen an Dritte festlegen.

3 Sie sorgt fiir eine dezentrale Aufgabenerfiillung.

Art. 26a*  b) Aufsicht

! Die zustdndige Stelle des Kantons, in der politischen Gemeinde der Rat oder die
von ihm bezeichnete Verwaltungsstelle, beaufsichtigt die Erfiillung der iibertrage-
nen Aufgaben.

Art. 26b*  Ubertragung der Zustindigkeit zum Erlass von Verfiigungen
a) Kanton

! Die Regierung kann einem Dritten die Zustidndigkeit zum Erlass von Verfiigun-
gen iiber die Ausrichtung von Kantonsbeitragen im Rahmen der Férderungspro-
gramme von Bund und Kanton iibertragen.

2 Die Verfiigungen konnen mit Rekurs beim zustindigen Departement angefoch-
ten werden.

Art. 26c* b)) Gemeinde

! Der Rat der politischen Gemeinde kann dem nach Art. 26b Abs. 1 dieses Erlasses
bezeichneten Dritten die Zustindigkeit zum Erlass von Verfiigungen iiber die
Ausrichtung von Gemeindebeitrigen im Rahmen des Forderungsprogramms der
Gemeinde iibertragen.

2 Die Verfigungen konnen mit Rekurs beim Rat der politischen Gemeinde ange-
fochten werden, soweit nicht das Reglement das zustdndige Departement als Re-
kursinstanz bezeichnet.
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Art. 27* Private Kontrolle

! Die zustdndige Stelle des Kantons kann Private zur Kontrolle der Einhaltung der
Anforderungen an Neubauten und Umbauten erméchtigen.

2 Die Inhaber der Erméchtigung entrichten eine einmalige Zulassungsgebiihr und
jahrlich wiederkehrende Gebiihren.

3 Die Regierung regelt durch Verordnung:

a) Voraussetzungen fiir Erteilung und Entzug der Kontrollbefugnis;
b) Aufsicht;

c) Publikation der Erméchtigung;

d) Gebiithrenansitze.

* Die politischen Gemeinden werden vor Erlass der Vorschriften angehort.
Art. 28*

Art. 29 Interkantonale Vereinbarungen

! Die Regierung kann mit anderen Kantonen die gemeinsame Erfiillung oder die
Ubertragung von Vollzugsaufgaben vereinbaren.

VI. Schlussbestimmungen (6.

Art. 30 Strafbestimmungen
! Mit Busse bis Fr. 20 000.- wird bestraft, wer:

a) Bauten und Anlagen ohne die erforderliche Bewilligung erstellt, &ndert oder
ersetzt;
b) gegen eine Bewilligung verstdsst.

Art. 31 Aufhebung bisherigen Rechts

! Das Energiegesetz vom 9. November 1989 wird aufgehoben.

Art. 32 Vollzugsbeginn

! Die Regierung bestimmt den Vollzugsbeginn dieses Gesetzes.

4 nGS25-60 (sGS 741.1).
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* Anderungstabelle - Nach Bestimmung
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Bestimmung Anderungstyp | nGS-Fundstelle |Erlassdatum | Vollzugsbeginn
Erlass Grunderlass 36-56 26.05.2000 | 01.07.2001
Art. 1 geandert 44-117 28.07.2009 | keine Angabe
Art. la eingefiigt 44-117 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 2a eingefiigt 44-117 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 2b eingefiigt 44-117 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 2¢ eingefiigt 44-117 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 3 gedndert 43-34 20.11.2007 | keine Angabe
Art. 4 geandert 44-117 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 8 gedndert 44-117 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 9a eingefiigt 44-117 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 10 geandert 47-144 24.04.2012 01.11.2012
Art. 11 aufgehoben 44-117 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 12a eingefiigt 44-117 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 12b eingefiigt 44-117 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 12¢ eingefiigt 44-117 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 14 gedndert 43-34 20.11.2007 | keine Angabe
Art. 15 geandert 43-34 20.11.2007 | keine Angabe
Art. 16 gedndert 47-144 24.04.2012 01.11.2012
Art. 16, Abs. 2 geandert 2014-073 18.05.2014 01.01.2015
Art. 16, Abs. 2, 4. geandert 2014-073 18.05.2014 01.01.2015
Art. 16, Abs. 2% eingefiigt 2014-073 18.05.2014 01.01.2015
Art. 16, Abs. 2t eingefiigt 2014-073 18.05.2014 01.01.2015
Art. 16a eingefiigt 47-144 24.04.2012 01.11.2012
Art. 17 gedndert 47-144 24.04.2012 01.11.2012
Art. 19 gedndert 43-34 20.11.2007 | keine Angabe
Art. 20 geandert 43-34 20.11.2007 | keine Angabe
Art. 22a eingefiigt 44-117 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 23 aufgehoben 39-122 29.06.2004 | keine Angabe
Art. 23a eingefiigt 44-117 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 25 gedndert 43-34 20.11.2007 | keine Angabe
Art. 26 geandert 47-144 24.04.2012 01.11.2012
Art. 26a eingefiigt 47-144 24.04.2012 01.11.2012
Art. 26b eingefiigt 47-144 24.04.2012 01.11.2012
Art. 26¢ eingefiigt 47-144 24.04.2012 01.11.2012
Art. 27 geandert 43-34 20.11.2007 | keine Angabe
Art. 28 aufgehoben 44-117 28.07.2009 | keine Angabe
Art. 30 gedndert 42-30 21.11.2006 | keine Angabe

11
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* Anderungstabelle - Nach Erlassdatum

Erlassdatum | Vollzugsbeginn | Bestimmung Anderungstyp | nGS-Fundstelle
26.05.2000 | 01.07.2001 Erlass Grunderlass 36-56
29.06.2004 | keine Angabe Art. 23 aufgehoben 39-122
21.11.2006 | keine Angabe Art. 30 geandert 42-30
20.11.2007 | keine Angabe Art. 3 gedndert 43-34
20.11.2007 | keine Angabe Art. 14 gedndert 43-34
20.11.2007 | keine Angabe Art. 15 geandert 43-34
20.11.2007 | keine Angabe Art. 19 gedndert 43-34
20.11.2007 | keine Angabe Art. 20 gedndert 43-34
20.11.2007 | keine Angabe Art. 25 geandert 43-34
20.11.2007 | keine Angabe Art. 27 gedndert 43-34
28.07.2009 | keine Angabe Art. 1 gedndert 44-117
28.07.2009 | keine Angabe Art. la eingefiigt 44-117
28.07.2009 | keine Angabe Art. 2a eingefiigt 44-117
28.07.2009 | keine Angabe Art. 2b eingefiigt 44-117
28.07.2009 | keine Angabe Art. 2¢ eingefiigt 44-117
28.07.2009 | keine Angabe Art. 4 gedndert 44-117
28.07.2009 | keine Angabe Art. 8 gedndert 44-117
28.07.2009 | keine Angabe Art. 9a eingefiigt 44-117
28.07.2009 | keine Angabe Art. 11 aufgehoben 44-117
28.07.2009 | keine Angabe Art. 12a eingefiigt 44-117
28.07.2009 | keine Angabe Art. 12b eingefiigt 44-117
28.07.2009 | keine Angabe Art. 12¢ eingefiigt 44-117
28.07.2009 | keine Angabe Art. 22a eingefiigt 44-117
28.07.2009 | keine Angabe Art. 23a eingefiigt 44-117
28.07.2009 | keine Angabe Art. 28 aufgehoben 44-117
24.04.2012 01.11.2012 Art. 10 geandert 47-144
24.04.2012 01.11.2012 Art. 16 geandert 47-144
24.04.2012 01.11.2012 Art. 16a eingefiigt 47-144
24.04.2012 01.11.2012 Art. 17 geandert 47-144
24.04.2012 01.11.2012 Art. 26 geandert 47-144
24.04.2012 01.11.2012 Art. 26a eingefiigt 47-144
24.04.2012 01.11.2012 Art. 26b eingefiigt 47-144
24.04.2012 01.11.2012 Art. 26¢ eingefiigt 47-144
18.05.2014 01.01.2015 Art. 16, Abs. 2 geandert 2014-073
18.05.2014 01.01.2015 Art. 16, Abs. 2, 4. geandert 2014-073
18.05.2014 01.01.2015 Art. 16, Abs. 2 eingefiigt 2014-073
18.05.2014 01.01.2015 Art. 16, Abs. 2 eingefiigt 2014-073

12




	I. Allgemeine Bestimmungen (1.)
	Art. 1* Zweck a) Grundsatz
	Art. 1a* b) Förderung erneuerbarer Energie
	Art. 2 Planung
	Art. 2a* Energiekonzept a) Kanton
	Art. 2b* b) Gemeinden
	Art. 2c* c) Auskunftspflicht
	Art. 3* Erhebungen

	II. Bauten und Anlagen (2.)
	1. Bauten (2.1.)
	Art. 4* Anforderungen a) Grundsatz
	Art. 5 b) nicht erneuerbare Energien
	Art. 6 Behandlung a) als Neubaute
	Art. 7 b) als Umbaute
	Art. 8* Wärmekostenabrechnung a) Einrichtungen
	Art. 9 b) Pflicht zur Abrechnung
	Art. 9a* Ferienhäuser

	2. Anlagen (2.2.)
	Art. 10* Bewilligungspflicht
	Art. 11* …
	Art. 12 Thermische Elektrizitätserzeugungsanlagen
	Art. 12a* Ortsfeste elektrische Widerstandsheizungen
	Art. 12b* Heizungen im Freien
	Art. 12c* Beheizte Freiluftbäder

	3. Gemeinsame Bestimmungen (2.3.)
	Art. 13 Betrieb und Unterhalt


	III. Förderung (3.)
	Art. 14* Weitergehende Massnahmen
	Art. 15* Beteiligungen und Mitgliedschaften
	Art. 16* Beiträge a) Ausrichtung
	Art. 16a* b) Finanzhilfen für energetische Gebäudesanierung
	Art. 17* b) zuständige Stelle des Kantons

	IV. Besondere Bestimmungen (4.)
	Art. 18 Grossverbraucher a) Begriff
	Art. 19* b) Verpflichtung
	Art. 20* c) Vereinbarungen
	Art. 21 Anschluss an Energieanlagen
	Art. 22 Gemeinsame Energieanlagen
	Art. 22a* Energetische Verwertung biogener Abfälle
	Art. 23* …
	Art. 23a* Gebäudeenergieausweis

	V. Vollzug (5.)
	Art. 24 Verfügungen
	Art. 25* Ausnahmebewilligungen
	Art. 26* Vollzug durch Dritte a) Grundsatz
	Art. 26a* b) Aufsicht
	Art. 26b* Übertragung der Zuständigkeit zum Erlass von Verfügungen a) Kanton
	Art. 26c* b) Gemeinde
	Art. 27* Private Kontrolle
	Art. 28* …
	Art. 29 Interkantonale Vereinbarungen

	VI. Schlussbestimmungen (6.)
	Art. 30* Strafbestimmungen
	Art. 31 Aufhebung bisherigen Rechts
	Art. 32 Vollzugsbeginn


		2024-03-05T23:40:16+0100
	"9001 St.Gallen"
	"Gesetzessammlung des Kantons St.Gallen"


	



